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Erneuerbare Energien

Kraftwerken auf der Basis von Steinkohle und 
Braunkohle stehen uns enorme Kapazitäten zur 
Verfügung. Bei niedrigen Kohlepreisen und 
schwachem Emissionshandelsmarkt allerdings 
produzieren die existierenden Kraftwerke Strom 
zu einem Preis, der zu niedrig ist, um Investitio-
nen in den Neubau anderer, nämlich flexibler 
und hocheffizienter Kraftwerke anzuregen. Das 
ist eine Herausforderung für die Klimapolitik. 
Wenn die Reduktionen unserer Kohlendioxid
emissionen nicht aus der Stromerzeugung kom-
men, dann verpflichtet das die Bereiche Wärme 
und Mobilität zu mehr Einsparungen. Anreize 
für die Investition in moderne Kraftwerke könn-
ten über Eingriffe in den Markt oder das Schaf-
fen neuer Märkte generiert werden. Vorausset-
zung dafür wäre eine klare Vorstellung davon, 
welche Erzeugungskapazitäten zur Energiewen-
de passen und politisch gewollt sind.

Das führt zum dritten Punkt: die Notwendig-
keit von wirksamer Koordination. Jeder ist in 
Deutschland ein wenig zuständig für die Ener-
giewende, und von Seiten der Ministerien, Par-
teien und Verbände kommen die unterschied-
lichsten Vorschläge zur Umsetzung der 
energiepolitischen Ziele. Nur: Wenn keine wirk-
lich verantwortlichen Ansprechpartner vorhan-
den sind, dann ist auch keiner Rechenschaft 
schuldig. Die Vorschläge für die bessere Organi-
sation der Umsetzung dieses Großprojekts rei-
chen von der Forderung nach einem neuen 
Bundesenergieministerium bis hin zu einem 
parlamentarischen Beauftragten oder einer In
stanz zum zentralen Projektmanagement der 
Energiewende. Es ist zwingend erforderlich, die 
Diskussion um eine wirksame Organisation der 
Energiewende zu Ende zu führen und sich die 
Konsequenzen der aktuellen und alternativer 
Organisationsstrukturen bewusst zu werden. 

Viertens ist die umfassende Einbindung der 
Forschung erforderlich. Immerhin ein Viertel 
des Forschungsetats des Bundesministeriums 

für Bildung und Forschung ist der Energiefor-
schung gewidmet. Es ist gut zu wissen, dass die 
Nationale Akademie der Wissenschaften Leo-
poldina, die Deutsche Akademie der Technik-
wissenschaften acatech und die Union der 
deutschen Akademien der Wissenschaften be-
schlossen haben, mit einer Initiative zu den 
Energiesystemen der Zukunft einen aktiven 
Beitrag für diese Aufgabe zu leisten. Auch das 
Institute for Advanced Sustainability Studies in 
Potsdam ist an dem Projekt beteiligt. Wir brau-
chen wissenschaftliche Fakten und Szenarien 
für die gesellschaftliche Diskussion und für po-
litische Entscheidungen. Mit einer klaren For-
schungsagenda, die das Gemeinschaftswerk 
unterstützt und zukünftige Potentiale sichtbar 
macht, gelingt dieser Brückenschlag. 

Die Energiewende ist ein vielfältig verflochte-
ner Prozess, der deswegen eines professionellen 
Managements bedarf. Die Bundesregierung hat 
die Aufgabe, den Rahmen für diese Veränderun-
gen richtig zu setzen. Dazu gehört ein Investiti-
onsklima, das die Ziele der Energiewende unter-
stützt und mit dem Angebot hoher Sicherheit 
möglichst viele unterschiedliche Investoren ein-
bindet. Dazu gehört auch ein regulatorischer 
Rahmen, der den umweltpolitisch gewollten 
und gesellschaftlich akzeptierten Umbau des 
kompletten Energieversorgungssystems fördert 
und einen zukunftsfähigen Energiemarkt er-
möglicht. Mehr kleine Erzeuger und auch die 
Verbraucher werden zukünftig aktiv dazugehö-
ren und sollten Anreize erhalten, um ihre Flexi-
bilität und gute Ideen einzubringen. Zuletzt ge-
hört dazu eine Politik, die klar zu den Zielen der 
Energiewende steht und Verantwortung für die 
Umsetzung der Energiewende zuweist.

Professor Dr. Dr. Klaus Töpfer, Direktor des 
Institute for Advanced Sustainability Studies 
(IASS), Dr. Kathrin Goldammer, Leiterin der 
Plattform Energiewende am IASS, Potsdam
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Wer übernimmt Verantwortung?

Standpunkt von Claudia Kemfert

Finger weg von der Quote
Immer wieder wird über die Einführung eines Quotenmodells 

anstelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes diskutiert. Erfolg-

versprechend ist dies jedoch keineswegs. 

Deutschland hat beschlossen, den Anteil der erneuerbaren 
Energien von heute knapp 27 Prozent auf 80 Prozent an der 
Stromproduktion bis zum Jahre 2050 zu erhöhen. Bis zum 
Jahr 2020 wird ein Anteil von mindestens 35 Prozent erneu-
erbarer Energien an der Stromerzeugung angestrebt. Auf-
grund der damit einhergehenden höheren Belastung vor 
allem für Privathaushalte ist eine breite Debatte darüber 
entbrannt, mit welchem Förderinstrument der Ausbau der 
erneuerbaren Energien am besten vorangetrieben werden 
kann. Denn mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
steigt auch die sogenannte EEG-Umlage, mit der alle 
Stromkunden für den Ausbau regenerativer Energien zah-
len. Die Umlage wird Anfang 2013 um etwa 50 Prozent von 
derzeit knapp 3,6 Cent pro Kilowattstunde auf 5,3 Cent stei-
gen. Das EEG fördert grünen Strom in Form einer festen 
Vergütung je eingespeister Kilowattstunde und setzt somit 
am Preis an. Das Gesetz zur Förderung erneuerbarer Ener-
gien (EEG) hat sich als äußerst wirkungsvolles Instrument 
zur Förderung erneuerbarer Energien erwiesen, aus diesem 
Grund wird es in nahezu allen europäischen Ländern und 
in zahlreichen weiteren Ländern in der Welt in ähnlicher 
Form eingesetzt. 

Nachteile des Quotenmodells
Von zahlreichen Ökonomen wird in diesen Tagen eine Ab-
kehr vom EEG gefordert. Stattdessen solle man in Deutsch-
land auf ein Quotenmodell umstellen. Ein typisches Quo-
tensystem besteht aus einer Quotenverpflichtung für 
Stromlieferanten, der Markt entsteht über handelbare grüne 
Zertifikate. Über den Zertifikatepreis soll im Idealfall ausrei-
chend finanzieller Anreiz für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien möglichst kosteneffizient erfolgen. Das Quoten-
modell soll so geringere Kosten verursachen, den Ausbau 
besser steuern sowie eine bessere Markt- und Systeminte
gration und mehr Innnovationen als das EEG hervorbringen. 

Das mag in der Theorie und bei statischen und unrealis-
tischen Annahmen so stimmen, in der Praxis funktioniert 
es jedoch leider gar nicht. Erfahrungen in anderen Ländern 
wie England und auch Skandinavien belegen, dass die Pro-
bleme des Quotensystems größer als die Vorteile sind. In 

England beispielsweise wurden die Ausbauziele nicht er-
füllt. Mit einer verschärften Sanktionierung stiegen sowohl 
die Risikoaufschläge der Investoren und somit auch die 
Kosten für die Verbraucher. Auch in Schweden sind die Er-
fahrungen nicht ermutigend, da insbesondere die Mitnah-
meeffekte für Unternehmen groß waren. Zudem hat das 
System genau wie in England zu einem einseitigen Techno-
logieeinsatz geführt, die Kosten sind unnötig hoch und  
Innovationen gering. 

Für den deutschen Markt werden die Kostenvorteile 
durch die Einführung eines Quotensystems überschätzt. 
Angenommen wird, dass künftig nur noch Windanlagen 
an Land ausgebaut werden. Nicht nur, dass dadurch bishe-
rige Investitionen in alle anderen erneuerbaren Energien 
abgeschrieben werden müssten. Viel schlimmer wiegt al-
lerdings die Planungsunsicherheit, die man auch in den 
genannten Ländern mit Quotenmodell beobachten kann. 
Durch das Quotensystem steigen die Investitionsrisiken 
und damit auch die vom Endkunden zu tragenden För-
derkosten. Zudem läuft man Gefahr, dass die Ausbauziele 
nicht erreicht werden. 

Sinnloser Systemwechsel 
Eine undifferenzierte Förderung ist nicht technologieneut-
ral, sondern führt zu einer Konzentration auf Niedrigkos-
tentechnologien, die unter Umständen nur geringe Zu-
kunftsperspektiven haben. Ein Systemwechsel auf ein 
ineffizientes Quotenmodell macht somit zum jetzigen Zeit-
punkt keinen Sinn. Auch die EU-Kommission hat mittler-
weile festgestellt, dass das von ihr noch zur Jahrhundert-
wende favorisierte Quotenmodell ungeeignet ist, die 
angestrebten Ausbauziele zu erreichen. Das bedeutet je-
doch nicht, dass nicht auch das EEG Schwachstellen hat 
und angepasst werden sollte. Man benötigt in der Zukunft 
ein kluges Marktdesign zur besseren Integration von erneu-
erbaren Energien, welches den Zubau effizient gestaltet und 
zudem finanzielle Anreize zum Ausbau und zur Optimie-
rung der Stromnetze und -speicher ermöglicht. All dies 
kann ein Quotensystem jedoch nicht. 

Ein kluges Marktdesign kann helfen, die Kapazitäten zu 
fördern, die für ein nachhaltiges Energiesystem notwen-
dig sind. Auch sollte eine erfolgreiche Anpassung der 
Nachfrage auf Volatilitäten ermöglicht werden. Um die 
Investitionen zu beschleunigen, sollten die Rahmenbedin-
gungen insbesondere bei der Vergütung der Infrastruktur 
sowie der Stromspeicher und Reservekapazitäten so ange-
passt werden, dass Versorgungssicherheit und dynami-
scher Ausbau rasch zu schaffen sind. Geeignete finanzielle 
Anreize für Stromnetze sowie Speicher, aber auch not-
wendige Stromkapazitäten zum Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage gehören genauso dazu wie die rasche Um-
setzung aller Energiesparaktivitäten. 

Statt in der jetzigen Zeit Gespensterdebatten um eine Ein-
führung einer Quote zu führen, sollte in Deutschland konse-
quent geklärt werden, an welchen Stellen das bestehende 
System Verbesserungsbedarf bietet, um die Energiewende 
möglichst kosteneffizient und nachhaltig umzusetzen.

Professor Dr. Claudia Kemfert, Leiterin der Abteilung 
„Energie, Verkehr und Umwelt“ am Deutschen Institut  
für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin 

Umstrittenes Thema im Bundestag: das EEG

Mit Wind die Energiewende 
auf Kurs halten

Wenn es gelingt, die  

Windenergieerzeugung  

auszubauen, erhöhen  

sich auch die Chancen  

für eine erfolgreiche  

Energiewende.

Von Frank Musiol. Mit Inkrafttreten des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) im Jahr 2000 erlebte die Wind-
energie einen Boom und benötigte schließlich gerade einmal 
drei Jahre, um die Wasserkraft als bis dahin wichtigste Strom-
quelle unter den Erneuerbaren in Deutschland abzulösen. 
Heute ist sie aus unserem Strommix nicht mehr wegzuden-
ken. Aktuell drehen sich knapp 22 800 Windräder mit einer 
Leistung von insgesamt rund 30 Gigawatt. Wie schon 2011 
wird die Windenergie auch im laufenden Jahr rund acht Pro-
zent des gesamten deutschen Stromverbrauchs decken. 

Ausbaufähig: Offshore-Parks
Neben den Windkraftanlagen an Land sollen in den kom-
menden Jahren sogenannte Offshore-Windparks, die in 
den deutschen Seegebieten der Nord- und Ostsee errichtet 
werden, zunehmende Bedeutung erlangen. Ihr Vorteil ist, 
dass der Wind auf See stärker und regelmäßiger weht als an 
Land und Windkraftanlagen deshalb deutlich mehr Voll-
laststunden erreichen, das heißt, pro installierter Leistung 
mehr Strom produzieren. Der Nachteil ist, dass die Stand-
orte zumeist in großer Küstenentfernung (über 30 Kilome-
ter) und großen Wassertiefen (mehr als 20 Meter) errichtet 
werden und rauhen Seebedingungen standhalten müssen. 
Technisch ist die Windenergienutzung auf See daher deut-
lich aufwendiger als an Land und damit auch teurer. Zudem 

ist die Offshore-Windenergienutzung nur in größeren 
Parks zusammengefasst praktikabel, so dass die einzelnen 
Projekte einen hohen Kapitalbedarf haben und Investoren 
zumeist noch schwer zu finden sind. In der Folge bleibt der 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung bislang deutlich 
hinter den Plänen der Bundesregierung zurück. Während 
im Jahr 2020 bereits 10 Gigawatt installiert sein sollen, dre-
hen sich aktuell gerade einmal 61 Anlagen mit einer Leis-
tung von zusammen 245 Megawatt. Eine wirkliche Ausbau-
dynamik ist bislang nicht spürbar, so dass es schwierig 
werden wird, die ursprünglichen Ziele noch zu erreichen.

An Land hingegen konnte die Windenergie seit Bestehen 
des EEG fast kontinuierlich gute Zuwachsraten verzeich-
nen, und dieser Trend ist bislang ungebrochen. So wurden 
2011 Windkraftanlagen mit einer Gesamtleistung von fast 
1900 Megawatt zugebaut, im laufenden Jahr dürften ähnli-
che Werte erreicht werden. Dass ein weiterer Aufwärtstrend 
trotz der Tatsache zu erwarten ist, dass in vielen Gebieten 
insbesondere in Nord- und Ostdeutschland die Windener-
gie bereits intensiv genutzt wird, liegt im Wesentlichen an 
zwei Entwicklungen. Zum einen haben sich inzwischen 
auch die südlicheren Flächenländer, insbesondere Bayern 
und Baden-Württemberg, aufgemacht, bei der Windener-
gienutzung gegenüber dem Norden der Republik aufzuho-
len. Zum anderen gewinnt das sogenannte Repowering ver-
stärkt an Bedeutung. Dabei werden ältere Windkraftanlagen 
mit noch vergleichweise geringer Leistung durch neue, leis-
tungsstärkere Anlagen ersetzt. An einem bereits genutzten 
Standort kann so die Leistung deutlich erhöht und die Zahl 
der Anlagen sogar reduziert werden. Das EEG setzt hierfür 
spezielle Anreize. In Folge der rasanten technischen Ent-
wicklung der vergangenen Jahre kann so zukünftig die in
stallierte Windenergieleistung noch deutlich gesteigert wer-
den, ohne die Zahl der Windräder über Gebühr zu erhöhen.

Pläne der Bundesländer
Die Zeichen für den weiteren Ausbau der Windenergienut-
zung in Deutschland stehen gut. In allen Energiewendesze-
narien spielt Windenergie eine zentrale Rolle, nicht zuletzt, 
weil sie – an Land – die heute und absehbar auch in Zu-
kunft kostengünstigste Technologie zur Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien ist. Die Bundesregierung plant 
bislang, die installierte Leistung bis zum Jahr 2020 auf 
knapp 46 Gigawatt zu erhöhen, wovon allerdings 10 Giga-
watt auf die Offshore-Windenergie entfallen. Auch die 
meisten Bundesländer haben inzwischen ihre Potentiale 
entdeckt. Rechnet man alle aktuellen Bundesländerziele 
zum Windenergieausbau zusammen, so werden die Aus-
bauziele des Bundes deutlich übertroffen. Daher ist die 
Bundesregierung bereits bestrebt, die Ziele der Bundeslän-
der besser zu koordinieren und dem Bundesziel anzupas-
sen, um vor dem Hintergrund der Kostendebatte und des 
schleppenden Netzausbaus die Ausbauziele für die Erneu-
erbaren bis 2020 insgesamt nicht zu überschreiten. 

Dieses Ansinnen könnte sich jedoch als kurzsichtig her-
ausstellen. Zum einen ist durchaus nicht gesichert, dass ins-
besondere die „Windenergie-Newcomer“ Baden-Württem-
berg und Bayern ihre ambitionierten Ausbauziele kurzfristig 
erreichen. Zum anderen könnte angesichts der zögernden 
Entwicklung der Offshore-Windenergie in einer Übergangs-
phase ein stärkerer Ausbau der Windenergie an Land den 
Rückstand auf See kompensieren. Indem wir also die Dyna-
mik unterstützen, statt sie abzubremsen, können wir sicher-
stellen, dass die Windenergie weiter tragende Säule der Er-
neuerbaren bleibt und die Energiewende auf Kurs hält.

Dr. Frank Musiol, Zentrum für Sonnenenergie- und  
Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW),  
Leiter des Fachgebiets Systemanalyse, Stuttgart

Tragende Säule: die Windenergie




